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Nepal

Nepal hat eine Reihe von Verträ-
gen ratifiziert, die zur Verhinde-
rung von Kinderarbeit, sexuel-

ler Ausbeutung und Kinderhandel sowie 
zum Recht auf Bildung relevant sind. Das 
Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes (Convention on the Rights oft he 
Child, CRC) hat Nepal 1990 ratifiziert. 
Im Jahr 2006 ratifizierte Nepal das Zu-
satzprotokoll zum CRC betreffend den 
Verkauf von Kindern, die Kinderprosti-
tution und die Kinderpornografie sowie 
2007 das Zusatzprotokoll zur Beteiligung 
von Kindern an bewaffneten Konflikten. 
Nicht ratifiziert wurde bislang das drit-
te Zusatzprotokoll zum individuellen Be-
schwerdeverfahren (Optional Protocol to 
the Convention on the Rights of the Child 
on a Communications Procedure).

In seinen Anmerkungen zum Berichts-
verfahren im Jahr 2016 hat der UN-Fach-
ausschuss zum einen ermutigende Trends 
durch Nepals Regierung festgestellt.1 Dazu 
zählten steigende Zahlen bei der Einschu-
lung von Kindern aus Randgruppen. Die 
Einschulungsrate in der Dalit-Kaste und 
der indigenen Bevölkerungsgruppe Jan-
jati stieg in den 2000er Jahren von 39,4 
Prozent (2004) auf 66,2 Prozent (2009). 
Nepal erreichte damals die Geschlechter-
parität in der Grundschulbildung. Kritisch 
kommentierte der Fachausschuss die ver-
steckten Kosten wie Prüfungsgebühren, 
Uniformen und Lehrbücher. Aufgrund ei-
niger Schattenberichte durch NGOs konn-
te der Fachausschuss auch die Feststellung 

der Geschlechterparität in der Grundschul-
bildung differenzierter in den Blick neh-
men. Er fand heraus, dass geschlechtsspezi-
fische Hindernisse für Mädchen weiterhin 
bestehen, in ländlichen Gebieten mehr als 
in städtischen. In manchen ländlichen Ge-
bieten gehen bis zu zwei Drittel der heran-
wachsenden Mädchen nicht zur Schule. 
Einige Mädchen im schulpflichtigen Alter 
besuchten keine staatliche Schule, weil es 
keine separaten Mädchentoiletten oder Ge-
walt gegen Mädchen beim Schulweg oder 
Früh- und Zwangsverheiratungen gab.

Bis heute ist ein hoher Anteil nepalischer 
Kinder an unzulässiger und auch gefähr-
licher Arbeit zu vermelden, in informellen 
Wirtschaftssektoren, oft in Vollzeit. Am 
häufigsten ist diese Kinderarbeit in der 
Landwirtschaft anzutreffen, ebenso im 
Haushalt, als Gepäckträger, im Recycling 
und im Transportwesen. Gefährliche Ar-
beitsbedingungen werden aus Ziegelbren-
nereien, der Steinbrechindustrie, dem Tep-
pichsektor und Stickereimanufakturen 
gemeldet, körperliche Misshandlungen aus 
der Landwirtschaft, den Ziegelfabriken, 
der Steinbrechindustrie und häuslicher Tä-
tigkeit. Kinder tragen schwere Lasten und 
sind der sexuellen Ausbeutung ausgesetzt.

Der Fachausschuss merkte zwar an, dass 
das Gesetz in Nepal 14 Jahre als Min-
destalter für Arbeit und 16 Jahre als Min-
destalter für gefährliche Arbeit festlegt, dass 
aber das zuständige Arbeitsministerium 
kaum in der Lage ist, wirksame Kontrol-

len durchzuführen. Die meisten Arbeits-
inspektionen fanden zudem im formellen 
und nicht im informellen Sektor statt, also 
genau dort nicht, wo die meiste Kinderar-
beit aufzufinden wäre. NGOs hatten au-
ßerdem berichtet, dass es nur eine sehr be-
grenzte Anzahl von Arbeitsinspektoren 
gibt und Stellen unbesetzt bleiben.

Ein dritter großer Komplex ist der Men-
schenhandel und die sexuelle Ausbeutung 
von Kindern. Nepal ist Herkunfts-, Tran-
sit- und Zielland für den Kinderhandel. Im 
Kathmandu-Tal gehen die Schätzungen bis 
zu 13.000 Mädchen, die in die „nächtliche 
Unterhaltungsindustrie“ gezwungen wer-
den. Rund die Hälfte von ihnen wird vor 
ihrem 18. Lebensjahr in diese Branche ein-
geschleust. Nach Indien werden schätzungs-
weise 12.000 Kinder jährlich verschleppt. 
Der Kinderhandel nach Indien hat seit den 
Erdbeben im Jahr 2015 zugenommen. 

Laut Fachausschuss werden die vor-
handenen Gesetze zur Bekämpfung 
des Menschenhandels nicht einheit-
lich umgesetzt, wenn überhaupt, die für 
den Opferschutz bereitgestellten Mittel 
ineffizient eingesetzt. Die Bilanz wird 
2021/22 nicht anders aussehen.
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Im Jahr 2021 war für Nepal der VI. und VII. Berichtszyklus zur Kinderrechtskonvention 
aufgerufen. Alle fünf Jahre legen die Vertragsparteien dieser Konvention einen 
Staatenbericht vor, um über die Umsetzung der Verpflichtungen zu berichten. Der 
UN-Fachausschuss zur Kinderrechtskonvention (Committee on the Rights oft he Child) 
hatte die Vorlage des Staatenberichts auf den 13. Oktober 2021 gesetzt. Es überrascht 
angesichts der sonstigen Meldungen zur Lage in Nepal nicht, dass es bislang keinen 
Eingang gab. Was wäre zu berichten?
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2016.




